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Entschließung der Konferenz

angenommen von der 26. Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC)

Die Teilnehmer, die gewählten Vertreter der Staaten der Ostseeregion*, die vom 3. bis

5. September 2017 in Hamburg (Deutschland) zusammengekommen sind,

 unter Begrüßung der erfolgreichen Schritte zur Wiederherstellung des vollum-

fänglichen und umfassenden politischen Dialogs in der Ostseeregion, insbesondere mit dem

Ostseerat, und unter Hervorhebung der Bedeutung des Außenministertreffens anlässlich

des 25. Jahrestages der Gründung des Ostseerates, das am 20. Juni 2017 von der islän-

dischen Ostseeratspräsidentschaft in Reykjavík ausgerichtet wurde, und der Aufforderung,

die Dynamik und den Geist dieser positiven Entwicklungen aufrechtzuerhalten;

 unter Befürwortung der Ernennung einer unabhängigen Gruppe von Weisen

einschließlich Vertretern der Zivilgesellschaft durch den Ostseerat mit dem Ziel, einen

Bericht mit Empfehlungen für eine Vision der Ostseeregion über das Jahr 2020 hinaus und

über die künftige Rolle des Ostseerates und die Mittel zur Stärkung seines Einflusses als

Forum für den politischen Dialog und die praktische Zusammenarbeit in der Region zu

erarbeiten;

 unter Begrüßung des Hochrangigen Treffens der Vertreter der Arbeitsministerien

des Ostseerates und der am 15. Juni 2017 in Berlin verabschiedeten Erklärung;

 unter Begrüßung der Verabschiedung des Aktionsplans "Die Vision verwirklichen:

Der Ostsee-Aktionsplan 2030" des Ostseerates als wichtigen Schritt zur Gewährleistung der

nachhaltigen Entwicklung der Ostseeregion;

 unter Begrüßung der Entscheidung des Ostseerates, den Betrieb der Project Support

Facility (Fazilität für die Unterstützung von Projekten) für 2017-2019 fortzusetzen und dabei

insbesondere deren Rolle als Instrument zur Unterstützung der strategisch wichtigen

Projektaktivitäten in der Ostseeregion zur Kenntnis nehmend;

 die Interaktion zwischen öffentlichem und privatem Sektor als Instrument für die

grenzüberschreitende Zusammenarbeit sowie wirtschaftlich tragfähige Maßnahmen und

Projekte zugunsten der Ostseeregion weiter fördernd und unterstützend und dabei die

kontinuierlichen Fortschritte der Initiative von St. Petersburg berücksichtigend;

 auch in Zukunft die Jugend in die Verfahren der Arbeitsgruppen der Ostseeparla-

mentarierkonferenz einbeziehend. Vor allem in der zweiten Hälfte des zweijährigen Mandats

einer Arbeitsgruppe kann die lebendige Debatte mit jungen Menschen, die von den
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Mitgliedsparlamenten benannt werden, auch im Hinblick auf die Jahreskonferenz eine

Bereicherung darstellen;

 mit dem Ausdruck der tiefen Besorgnis über die zunehmende Zahl von

Terroranschlägen, die sich seit der letzten Ostseeparlamentarierkonferenz in Riga ereignet

haben, d.h. in Stockholm, St. Petersburg und Berlin, und unter entschiedener Verurteilung

- durch Bekräftigung der Position in der 25. Entschließung - des Terrorismus in all seinen

Erscheinungsformen als immer stärker werdende gemeinsame Bedrohung für unsere Bürger

und gemeinsamen Werte - eine Bedrohung, die nur durch gemeinsame Anstrengungen

beseitigt werden kann;

 in der Überzeugung, dass die Themen Migration und Integration eine gewaltige

Herausforderung für alle Länder der Ostseeregion sowie eine große Chance für ihre Weiter-

entwicklung darstellen. Diese Themen erfordern einen intensiven Dialog sowie eine enge

Zusammenarbeit und abgestimmte politische Maßnahmen auch unter den Ostseean-

rainerstaaten;

die Themen Zusammenarbeit und Partizipation sowie innovative Wissenschaft und

nachhaltiger Tourismus in der Ostseeregion erörternd;

fordern die Regierungen der Ostseeregion, den Ostseerat und die Europäische Union auf,

im Hinblick auf die Zusammenarbeit in der Region

1. die Zusammenarbeit in der Ostseeregion zu intensivieren einschließlich der

Nördlichen Dimension, der EU-Strategie für die Ostseeregion und der Strategie für die

soziale und wirtschaftliche Entwicklung des Föderalen Distrikts Nordwest in Russland neben

weiteren regionalen Akteuren durch die Festlegung gemeinsamer Prioritäten und die

Entwicklung entsprechender regionaler Strategien und Aktionspläne in Bereichen, die von

gemeinsamem Interesse sind und beiderseitige Vorteile bieten. Da makroregionale

Strategien Interessengruppen und Akteure aller staatlichen Sektoren und Ebenen

zusammenbringen, stellen diese effiziente Instrumente für die Verbesserung der

Beziehungen zwischen benachbarten Ländern dar und stützen dadurch die Europäische

Nachbarschaftspolitik;

2. die Kommission zum Schutz der Meeresumwelt der Ostsee (HELCOM) als

koordinierende Stelle für die regionale Umsetzung der ozeanbezogenen Ziele der Agenda

2030 der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung mithilfe der verstärkten

Umsetzung des HELCOM-Ostseeaktionsplans und der weiteren Verpflichtung, bis 2021 einen

guten ökologischen Status der Ostsee herzustellen, und gegebenenfalls durch Erneuerung

des Ostseeaktionsplans entsprechend der Agenda der Vereinten Nationen für nachhaltige

Entwicklung mit einer zeitlichen Perspektive bis 2030 weiter zu stärken und

weiterzuentwickeln;

3. HELCOM bei der Entwicklung eines regionalen Aktionsplans über Unterwasserlärm

sowie bei der Umsetzung des Aktionsplans für Meeresabfälle und der Bekämpfung der

Eutrophierung zu unterstützen; darüber hinaus sollten konkrete Maßnahmen zur

Reduzierung der Einbringung von Kunststoffen in die Meeresumwelt getroffen werden;

4. die Bedeutung der Agenda für Wissenschaft, Forschung und Innovation wie 2016

bei der Konferenz der Wissenschaftsminister des Ostseerates in den Schlussfolgerungen des

Vorsitzes "Baltic Science: Renewing the Commitment to Science/Research Joint Actions in
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the Baltic Sea Region" ["Wissenschaft im Ostseeraum: die Erneuerung des Bekenntnisses

zu gemeinsamen Maßnahmen in Wissenschaft und Forschung in der Ostseeregion"] skizziert

zu unterstützen;

5. ein gemeinsames Programm auf der Grundlage einer Strategie im Rahmen des

Ostseerates zur Entwicklung des nachhaltigen Tourismus in der Ostseeregion zu erarbeiten

und dabei folgende Aspekte zu berücksichtigen:

 soweit möglich Abbau der Hindernisse für den grenzüberschreitenden Reiseverkehr

zur Förderung der Reisefreiheit; dies beinhaltet die Förderung der lokalen Grenzver-

kehrsregime an den EU-Außengrenzen;

 Erleichterung der Grenz- und Visaregime für junge Menschen und organisierte
Touristengruppen;

 Modernisierung nachhaltiger Verkehrssysteme und der Tourismusinfrastruktur;

 Unterstützung der Idee, dass die Ostseeanrainerstaaten eine gemeinsame Ostsee-

marke schaffen auf der Grundlage des kulturellen und natürlichen Erbes zwecks Stärkung

der touristischen Wettbewerbsfähigkeit;

 Verbesserung der Reisemöglichkeiten insbesondere für junge Menschen (z.B.

Interferry);

im Hinblick auf demokratische Teilhabe und das digitale Zeitalter

6. die Mittel der demokratischen Teilhabe weiter zu verbessern und zu entwickeln, z.B.

mithilfe von Transparenz, umfassender Information, staatlicher Rechenschaftspflicht und

weiteren Instrumenten der Bürgerbeteiligung;

7. sich zu verpflichten, die Teilhabe junger Menschen in allen gesellschaftlichen

Bereichen einzusetzen einschließlich - aber nicht beschränkt auf - die Bereiche Staat,

Wissenschaft, Bildung und Kultur zu stärken. Zu diesem Zweck wird sich die Ostsee-

parlamentarierkonferenz auch in Zukunft für die Schaffung eines Jugendforums für den

gesamten Ostseeraum einsetzen;

8. einen gemeinsamen Dialog und eine gemeinsame Debatte in der Ostseeregion über

die ethischen Voraussetzungen für die Digitalisierung von Staaten und Gesellschaften und

die Möglichkeiten eines gemeinsamen rechtlichen Rahmens in diesem politischen Bereich

anzustoßen. Die Aufgabe der Parlamente besteht darin, Grundrechte, Demokratie und

Rechtsstaatlichkeit auch in der digitalen Welt zu garantieren. Die Parlamente und Regie-

rungen sind aufgefordert, dafür zu sorgen, dass es keine Kluft zwischen der digitalen Welt

und dem Staat gibt;

9. sich dafür einzusetzen, dass die Ostseeregion zum globalen Vorreiter beim Einsatz

neuer digitaler Technologien für Demokratie und politische Entwicklung wird;

10. politische Maßnahmen zu unterstützen, um die Digitalisierung demokratischer

Aktivitäten zu verbessern mit dem Ziel, die Beteiligung der Öffentlichkeit an Entscheidungen

mithilfe der Weitergabe von Technologie und bestmöglichen Verfahren durch Regierungen

und Parlamente zu erhöhen;

11. auf Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen für junge Menschen in Bezug auf die

Möglichkeiten der Digitalisierung hinzuweisen, um eine kompetente und verantwortungs-

volle Nutzung der sich entwickelnden technologischen Innovationen zu fördern und dadurch

einen Beitrag zu demokratischen Gesellschaften im digitalen Zeitalter zu leisten;

12. die staatliche Koordinierung der innovationspolitischen Maßnahmen als sozialen

Fortschritt und nicht nur als technologischen Fortschritt zu begreifen;
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13. die Sozialpartner in der Ostseeregion bei ihren Bemühungen um die Nutzung der

Chancen der Digitalisierung zugunsten anständiger und nachhaltiger Arbeits- und Lebens-

bedingungen zu unterstützen;

14. besonders auf die geschlechts- und generationsspezifischen Aspekte der digitalen

Innovationen und die daraus resultierenden gesellschaftlichen Veränderungen hinzuweisen;

15. unter Berücksichtigung des Stellenwerts der Meinungsfreiheit die rechtlichen

Möglichkeiten und einen gemeinsamen Ansatz zur Reaktion auf "Hetzreden" und "Fake

News" auszuloten;
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im Hinblick auf die innovative Wissenschaft und Forschung

16. die wissenschaftliche Zusammenarbeit in der Ostseeregion in qualitativer und
quantitativer Hinsicht zu intensivieren und deshalb

 die Entwicklung glaubwürdigerer Projektionen über die Zukunft der Ostsee auf der

Grundlage der bestmöglichen Meeresforschung sowie der plausibelsten sozio-

ökonomischen Entwicklungsszenarien und damit einhergehenden Veränderungen

des menschlichen Drucks sowie die komplexen Einflüsse des Klimawandels auf das

Ökosystem zu fördern;

 die Gewinnung neuer umfassender Kenntnisse über die echten Langzeiteffekte

verschiedener Formen des menschlichen Drucks auf allen organisatorischen Ebenen

- vom Gen bis zum Ökosystem - sowie Vorschläge über Möglichkeiten zur

Abschwächung dieser Effekte zu fördern;

 eine wissenschaftliche Grundlage für eine innovative grenzüberschreitende

Politikgestaltung einschließlich der möglichen Internalisierung der Kosten von

marinen Ökosystemleistungen in die Wirtschaftsordnung zu schaffen;

17. die Weiterentwicklung des Ostee-Wissenschaftsnetzwerks zu fördern, um die makro-

regionalen Dimensionen der Wissenschafts- und Forschungspolitik auszubauen, von der

Hochschul- und Forschungseinrichtungen profitieren sollten, und demnach ein supra-

regionales Netzwerk zu schaffen, das zusätzlich zu dem vorhandenen "wissenschaftlichen

Netzwerk" ein "administratives Netzwerk" zwecks Steuerung der wissenschaftlichen

Zusammenarbeit auf nützliche und zielgerichtete Weise vorsieht, insbesondere im Rahmen

des Projekts "Baltic Science Network";

18. eine aktivere Rolle im Hinblick auf die Bereitstellung nachhaltiger Ressourcen für

Forschung und Entwicklung zu spielen mit dem Ziel, Innovationen zu fördern und zu diesem

Zweck beispielsweise gemeinsame Standards, Datensicherheit und geistige Eigentums-

rechte innerhalb der Ostseeregion zu entwickeln;

19. die Bemühungen um die Schaffung engerer Verbindungen zwischen analytischen

Forschungseinrichtungen und Unternehmen im Rahmen des "Baltic TRAM"-Projekts

weiterhin zu unterstützen (TRAM = Transnational Research Access in the Macro-Region);

20. die Bedingungen für die Ostseeregion im globalen wissenschaftlichen Wettbewerb

mithilfe erhöhter Investitionen in die innovative Wissenschaft und Forschung weiter zu

verbessern;

21. die Verpflichtungen der Politikbereiche "Innovation" und "Bildung" im Rahmen der

EU-Strategie für die Ostseeregion (EUSBSR) zur Gewährleistung einer prosperierenden,

nachhaltigen und wettbewerbsfähigen Region auf der Grundlage zukunftsorientierter

Aktivitäten in den Bereichen Innovation, Forschung und Hochschulwesen zum "Gemein-

wohl" und die Bedeutung der Entwicklung von Maßnahmen zur Überwindung der

Innovations- und Leistungslücken in der Region hervorzuheben;

22. mithilfe geeigneter Maßnahmen das Bewusstsein der Bürger bezüglich der Tatsache

zu stärken, dass Bildung und Wissenschaft wichtige Innovationsressourcen sind;

23. unter Hinweis auf den Erfolg des Ostsee-Wissenschaftstages, der erstmals am

8. Februar 2017 in St. Petersburg stattfand, die Fortführung dieser Initiative als nützliches
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Instrument für die Intensivierung der wissenschaftlichen Zusammenarbeit in der

Ostseeregion und zur Verbesserung der Außenwirkung der Erfolge und des Potenzials der

Region in den Bereichen Wissenschaft, Forschung und Innovation zu unterstützen und zu

fördern;

24. BONUS II zu unterstützen;

25. die Maßnahmen zur Förderung der grenzüberschreitenden Integration der

interdisziplinären Erdsystemwissenschaft in der Ostseeregion zu intensivieren;

26. Synergien und Maßnahmen zur Entwicklung der gemeinsamen Vision "Arktis-

Ostsee", der Zusammenarbeit und der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit zu fordern;

27. die kurzfristigen Mobilitätsmöglichkeiten von Wissenschaftlern zu verbessern und

zu diesem Zweck unbürokratische Unterstützung außerhalb von großen finanzierten

Projekten zu leisten, um mehr Flexibilität in der Außenwirkung und der internationalen

Forschungszusammenarbeit sowie eine bessere Integration der Forschungslandschaft der

Ostseeregion zu ermöglichen, und die Mobilität von Lehrkräften und Studierenden durch

Stipendienprogramme zugunsten der Mobilität innerhalb der Osteeregion zu intensivieren,

wodurch die Vorteile des wissenschaftlichen und kulturellen Austauschs geteilt und

gleichzeitig die Sommerschulen sowie die Austauschprogramme in der Ostseeregoin

gestärkt und gefördert werden;

im Hinblick auf nachhaltigen Tourismus

28. sich für die Vision einzusetzen, dass die Ostseeregion zur ersten Öko-Region der

Welt wird, und die Ostseeregion als erste Region zu konzipieren, in der Ökologie und

Ökonomie auf ausgewogene und integrierte Weise zugunsten der Bewahrung von

Gesellschaft und Kultur zusammenarbeiten;

29. dafür zu sorgen, dass die Folgen des Tourismus nachhaltig sind und zu diesem

Zweck Modelle und Methoden zum Schutz und zur Bewahrung der Natur anzuwenden und

die Arbeit an dem Grundsatz auszurichten, dass Nachhaltigkeit der Leitgrundsatz und die

Standardpraxis bei allen Formen des Tourismus in der Ostseeregion ist;

30. die Nutzung von CO2-Fußabdrücken weiter zu prüfen mit dem Ziel, die Ver-

gleichbarkeit und Attraktivität von Tourismusprodukten und ihren ökologischen und

wirtschaftlichen Einfluss zu verbessern; die Transparenz von Tourismusprodukten im

Hinblick auf ihre Qualität und bezüglich ihrer Nachhaltigkeit weiter zu verbessern,

beispielsweise mithilfe gemeinsamer Marken und Standards;

31. Abwassereinrichtungen in den Häfen in der Ostseeregion zu fördern;

32. InterRail zu verbessern, die Nutzung alternativer Energiequellen und eine nach-

haltige multimodale Trennung (See-, Straßen- und Schienenverkehr) zu fördern und die

Radfahrinfrastruktur zu verbessern, darunter auch Fahrradständer und E-Bike-Lade-

stationen an Verkehrsknotenpunkten als Beispiele für ökologische Formen des Tourismus;
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33. gemeinsam eine Folgeabschätzungsstudie über die Auswirkungen des Tourismus-

verkehrs zu beauftragen, um die Ergebnisse verschiedener politischer Maßnahmen zur

Erhöhung des Umfangs der Nachhaltigkeit zu analysieren;

34. den Mangel an Fachkräften im Tourismussektor in der Ostseeregion zu beheben,

beispielsweise durch die Gründung einer internationalen Winterschule zur Verbesserung der

Fertigkeiten von Arbeitskräften sowie der Sprachkenntnisse und interkulturellen Kompe-

tenzen;

35. die Möglichkeiten der Kreislaufwirtschaft und "Fair Sharing"-Wirtschaft in vollem

Umfang zu nutzen, wodurch neue Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor entstehen;

36. die gemeinsame Förderung der Ostseeregion als Tourismusziel insbesondere in

neuen Quellenmärkten durch private und öffentliche Interessengruppen zu stärken und die

Zusammenarbeit in der Region als Schlüsselelement der erfolgreichen Entwicklung der

Ostseeregion zu fördern;

37. die Möglichkeiten der Digitalisierung bei der Förderung des nachhaltigen Tourismus

besser zu nutzen und die Entwicklung des Ostsee-Tourismuszentrums in eine ständige

Plattform für den Austausch von Wissen und Informationen auf transnationaler Ebene, vor

allem im Hinblick auf die langfristigen Prioritäten des Ostseerates, weiter zu fördern;

38. eine gesunde Umwelt zu erhalten, wodurch die Erholungsqualität der natürlichen

und menschengemachten Landschaft bewahrt und die natürliche, kulturelle und

menschliche Umgebung innerhalb der Ostseeregion bewahrt werden, sodass Tourismus-

aktivitäten nicht das natürliche und kulturelle Erbe der Ostseeregion gefährden, sondern

aktiv zu ihrem Schutz beitragen;

39. die Wettbewerbsqualität und Effizienz der Tourismuswirtschaft zu fördern und zu

bewahren und gleichzeitig zufriedenstellende soziale Bedingungen für Touristen,

Arbeitskräfte und die einheimische Bevölkerung zu schaffen;

40. die Bürger an der Entwicklung von Tourismusstrategien zu beteiligen.

Ferner beschließt die Konferenz,

41. das freundliche Angebot des Parlaments von Åland dankbar zu begrüßen, die

27. Ostseeparlamentarierkonferenz vom 26.-28. August 2018 in Mariehamn auszurichten.

*Parlamente und parlamentarische Institutionen:

Baltische Versammlung

Freie Hansestadt Bremen

Dänemark

Estland

Bundesrepublik Deutschland

Finnland

Freie und Hansestadt Hamburg
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Island

Region Kaliningrad
Republik Karelien
Lettland

Region Leningrad

Mecklenburg-Vorpommern

Nordischer Rat

Norwegen

Parlamentarische Versammlung der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE PV)

Polen

Stadt St. Petersburg,

Bundesversammlung der Russischen Föderation

Schleswig-Holstein
Schweden
Åland-Inseln.
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Conference Resolution 

 

Adopted by the 26th Baltic Sea Parliamentary Conference (BSPC) 

 

The participants, elected representatives from the Baltic Sea Region States*, assembling 

in Hamburg, Germany, 3-5 September 2017, 

 

• welcoming successful steps taken to re-establish full-scale and comprehensive 

political dialogue in the Baltic Sea Region, in particular within the Council of the Baltic Sea 

States, highlighting the importance of the Foreign Ministers’ meeting on the occasion of 

the 25th anniversary of the CBSS hosted by the CBSS Icelandic Presidency in Reykjavik on 

20 June 2017 and the call for maintaining the momentum and spirit of these positive 

developments;  

• supporting the appointment of an independent group of wise persons, including 

representatives from civil society by the CBSS to elaborate a report with recommendations 

for a vision for the Baltic Sea Region beyond 2020 and on the future role of the CBSS and 

the means to expand its impact as a forum for political dialogue and practical cooperation 

in the region;  

• welcoming the High-Level Meeting of the Representatives of the CBSS Labour 

Ministries and the Declaration adopted on 15 June 2017 in Berlin;  

• welcoming the adoption of the CBSS Action Plan - "Realizing the Vision: The Baltic 

2030 Action Plan" as an important step towards ensuring sustainable development of the 

Baltic Sea Region; 

• welcoming the decision by the CBSS to continue operation of the Council's Project 

Support Facility for 2017-2019, noting in particular its role as a tool for supporting the 

strategically important project activities in the Baltic Sea Region; 

• further promoting and encouraging public-private practical interaction as a tool for 

cross-border cooperation, economically viable actions and projects for the benefit of the 

Baltic Sea Region, taking into account the continuous progress made by the Saint 

Petersburg initiative; 

• continuing involving youth into the procedures of the BSPC working groups. 

Especially during the second half of a two-year mandate of a working group the vivid 
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debate with young people nominated by the member parliaments can be an enriching also 

with regard to the annual conference;  

• expressing deep concern about the growing number of terrorist attacks that have 

occurred since the last BSPC in Riga namely in Stockholm, St. Petersburg and Berlin and - 

by reaffirming the position in the 25th resolution - utterly condemning terrorism in all its 

forms as an increasing common threat for our citizens and our shared values, a threat 

which can only be eliminated by joint efforts; 

• being convinced that the issues of Migration and Integration pose a tremendous 

challenge to all countries in the Baltic Sea Region as well as a great chance for their further 

development. Those issues call for intensive dialogue as well as close cooperation and 

coordinated policies also between the Baltic Sea States; 

 

discussing Cooperation and Participation as well as Innovative Science and Sustainable 

Tourism in the Baltic Sea Region, 

call on the governments in the Baltic Sea Region, the CBSS and the EU, 

 

Regarding Cooperation in the Region, to 

1. intensify the cooperation in the Baltic Sea Region including the Northern Dimension, 

the EU Strategy for the Baltic Sea Region and the Strategy for the socio-economic 

development of the North-West Federal district of Russia in addition to other regional actors 

by identifying common priorities and developing respective regional strategies and action 

plans in fields of common interest and mutual benefits. Since macro-regional strategies 

gather stakeholders and actors from all sectors and levels of governance, macro-regional 

strategies offer efficient instruments to improve relations between neighbouring countries 

and thereby support European Neighbourhood Policy; 

2. further strengthen and develop HELCOM as the coordinator of the regional 

implementation of ocean-related goals of the 2030 Sustainable Development Agenda of 

the United Nations, through the strengthened implementation of the HELCOM Baltic Sea 

Action Plan and further commitment to achieve a Baltic Sea in good environmental status 

by 2021 and if applicable, by renewing the Baltic Sea Action Plan in line with the UN 

Sustainable Development Agenda with a time perspective until 2030; 

3. support HELCOM in elaborating a regional action plan on underwater noise as well 

as in implementing the marine litter regional action plan and in its battle against 

eutrophication; concrete measures to reduce the input of plastics into the marine 

environment should be taken on; 

4. support the significance of the Science, Research and Innovation Agenda as it is 

outlined by CBSS Science Ministers’ Conference held in 2016 in the Chair’s Conclusions: 

Baltic Science: Renewing the Commitment to Science/Research Joint Actions in the Baltic 

Sea Region; 

5. elaborate a common programme based on a strategy within the framework of the 

CBSS to develop sustainable tourism in the Baltic Sea Region, considering the following 

aspects 
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• the reduction as far as possible of obstacles to cross-border travelling to promote 

the freedom of travel including promotion of the local border traffic regime on outer borders 

of the EU 

• facilitating border and visa regime for youth and organized tourist groups 

• the improvement of sustainable transport and tourism infrastructure 

• support for the idea of Baltic Sea Region States creating a common Baltic Sea Brand, 

based on cultural and natural heritage, to strengthen tourism competitiveness  

• the improvement of travel options especially for young people (e.g. interferry); 

 

Regarding Democratic Participation and the Digital Age, to 

6. further improve and develop means of democratic participation, e.g. through 

transparency, comprehensive information, government accountability and other 

instruments of citizen participation; 

7. commit to strengthening the involvement of youth in all areas of society, including, 

but not limited to, government, science, education and culture. To this end, the BSPC will 

continue to work towards establishing a Baltic Sea-wide youth forum; 

8. stimulate a common dialogue and debate in the Baltic Sea region on ethical 

conditions for the digitization of states and societies and the possibilities of a common legal 

framework in this policy field. The task of the Parliaments is to guarantee fundamental 

rights, democracy and the rule of law in the digital world as well. Parliaments and 

governments are encouraged to ensure that there is no gap between the digital society 

and the state; 

9. work with the aim to make the Baltic sea region a global frontrunner in making new 

digital technologies work for democracy and political development; 

10. stimulate policies to enhance digitization of democratic activity and processes with 

the aim to increase public participation in decision-making through sharing of technology 

and best practices by governments and parliaments; 

11. draw attention to training and education for the youth with regard to digitalization 

opportunities in order to foster a competent and responsible use of the evolving 

technological innovations - thereby contributing to democratic societies in the digital age; 

12. understand state coordination of innovation policies in terms of a social progress 

and not only as a technological process; 

13. support the social partners in the Baltic Sea Region in their pursuit to use the 

chances of digitalization for decent and sustainable working and living conditions; 

14. draw special attention to the gender and generation aspects of digital innovation 

and the consequent societal changes; 

15. bearing in mind the importance of freedom of expression, explore legal possibilities 

and a common approach to react against “Hate Speech” and “Fake News”;  
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Regarding Innovative Science and Research, to 

16. intensify scientific cooperation in the Baltic Sea Region qualitatively and 

quantitatively and therefore 

 promote the development of more credible projections of the future of the Baltic 

Sea, based on the best basic marine research as well as the most plausible 

socioeconomic development scenarios and associated alterations in human 

pressures, and the complex impacts of climate change on the ecosystem, 

 promote the delivery of new comprehensive knowledge on true long-term effects of 

various human pressures on all organizational levels - from genes to an ecosystem, 

as well as suggestions on ways to mitigate these effects, 

 provide a scientific foundation for innovative cross-border policy making, including 

potential internalization of the costs of marine ecosystem services into the economic 

system; 

17. promote the further development of the Baltic Sea Science Network to enhance 

macro-regional dimensions of science and research policy from which higher education and 

research institutions should benefit and to thus create a supra-regional network that 

provides an “administrative network” in addition to the existing “scientific network” to 

manage the scientific cooperation in a useful and targeted way, especially in the framework 

of the project “Baltic Science Network”; 

18. take a more active role with regard to providing sustainable resources for research 

and development in order to further innovations by developing e.g. common standards, 

data security and intellectual property rights within the Baltic Sea Region; 

19. continue to support the efforts in building closer ties between analytical research 

institutions and businesses in the framework of the Baltic TRAM (Transnational Research 

Access in the Macro-region) project; 

20. further improve the conditions of the Baltic Sea Region in global scientific 

competition through joint strengthened efforts by increased investments in innovative 

science and research; 

21. recognize the EUSBSRs Policy Area Innovation and Policy Area Education 

commitment to ensure a prosperous, sustainable and competitive region based on front 

running innovation, research and higher education activities as “a common good” and 

highlight the importance of developing measures to overcome innovation and performance 

gaps in the region; 

22. strengthen citizen awareness of education and science as important innovation 

resources through suitable measures; 

23. referring to the success of the Baltic Sea Science Day held for the first time in St. 

Petersburg on 8 February 2017, to support and promote the continuation of this initiative 

as a useful tool for the intensification of scientific cooperation in the Baltic Sea Region and 

for improving the visibility of the Region's achievements and potential in the field of 

science, research and innovation; 

24. support BONUS II; 
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25. intensify measures to facilitate cross-border border integration of interdisciplinary 

Earth system science in the Baltic Sea region; 

26. call for seeking synergies and measures for developing the Arctic-Baltic joint vision, 

collaboration and scientific performance; 

27. improve the short-term mobility possibilities of researchers by providing 

unbureaucratic support outside of large funded projects to allow for more flexibility in 

visibility and international research collaboration and a better integration of the Baltic Sea 

Region research landscape, to intensify the mobility of teaching professionals and students 

by stipend programmes for mobility within the Baltic Sea Region imparting the benefits of 

scientific and cultural exchanges and while strengthening and to promoting summer 

schools as well as exchange programmes in the Baltic Sea Region; 

 

Regarding Sustainable Tourism, to 

28. work towards the vision that the Baltic Sea Region will become the first eco-region 

in the world, conceiving the Baltic Sea Region as the first region where ecology and 

economy work together in a balanced and integrated manner to sustain societies and 

culture. 

29. ensure that the consequences of tourism are sustainable by adopting models and 

methods to save and protect nature and orient work along the principle that sustainability 

is the guiding principle and standard practice in all types of tourism in the Baltic Sea region; 

30. further examine the use of carbon footprints to improve the comparability and 

attractiveness of tourism products and their ecological and economical impacts; further 

improve the transparency of tourism products as to their quality in terms of sustainability, 

e.g by using common labels and standards; 

31. promote wastewater facilities at harbours in the Baltic Sea Region; 

32. improve interrailing, to promote the use of alternative sources of energy and foster 

a sustainable multimodal split (sea, road, rail), and to improve bike infrastructure including 

bicycle stands and Ebike charging stations at transport hubs as examples for ecological 

forms of tourism; 

33. jointly task a Tourism Transport Impact Assessment Study to analyze continuously 

the output of different political action to increase the level of sustainability; 

34. counteract the lack of skilled workers in the tourism sector in the Baltic Sea Region, 

e.g. by establishing an international winter school to increase labour skills, language and 

intercultural skills; 

35. fully use the possibilities of the circular and fair sharing economies creating new 

jobs in the service sectors; 

36. foster a joint promotion by private and public stakeholders of the Baltic Sea Region 

as a tourism destination especially in new source markets and to foster cooperation in the 

region as a main key for the successful development of the Baltic Sea Region; 
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37. better use the potential of digitalization in promoting sustainable tourism and 

further support the development of the Baltic Sea Tourism Center into a permanent 

platform for information and exchange of know-how at the transnational level, especially 

with regard to the long-term priorities of the CBSS; 

38. sustain a sound environment, safeguarding the recreational quality of natural and 

man-made landscapes and integrating natural, cultural and human environments within 

the BSR so that tourism activities do not endanger the natural and cultural heritage of the 

BSR and instead actively contribute to their preservation; 

39. promote and sustain the competitive quality and efficiency of the tourism business 

while also creating satisfactory social conditions for tourists, the workforce and the local 

population; 

40. involve citizens in the development of tourism strategies. 

 

Furthermore the Conference Decides to 

41. welcome with gratitude the kind offer of the Parliament of Åland to host the 27th 

Baltic Sea Parliamentary Conference in Mariehamn on 26–28 August 2018.   

* Parliaments and Parliamentary Organizations: 
  

Baltic Assembly,  

Free Hanseatic City of Bremen,  

Denmark,  

Estonia,  

Federal Republic of Germany,  

Finland,  

Free and Hanseatic City of Hamburg,  

Iceland,  

Kaliningrad Region,  

Karelian Republic, 
Latvia, 

Leningrad Region,  

Mecklenburg-Vorpommern,  

Nordic Council,  
Norway, 

Parliamentary Assembly of the Organization for Security and Co-operation in Europe (OSCE PA)  

Poland,  

City of St. Petersburg,  
Federal Assembly of the Russian Federation,  

Schleswig-Holstein,  

Sweden,  

Åland Islands. 
 

                                                           


